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Der Österreichische Gewerkschaftsbund erlaubt sich zum 
obenangeführten Gesetzesentwurf folgendermaßen Stellung zu 
nehmen: 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund darf annehmen, daß 
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales die grundsätz­
I ichen Positionen des Österreichischen Gewerkschaftsbundes 
bekannt sind, da wesentl iche Tei le des Entwurfes ja bereits 
im Herbst 1992 begutachtet wurden und eine Vereinbarung 
zwischen dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und 
den Interessenvertretungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber 
bezügl ich der Änderung des Arbeitslosenversicherungsgeset­
zes im Artikel IV des vorl iegenden Entwurfes besteht. 

An dieser Stelle weist der Österreichische Gewerkschafts­
bund nochmals auf seinen Wunsch nach einem Inkrafttreten 
dieses Gesetzentwurfes mit 1. Jul i 1993 hin, wobei er im 
einzelnen folgende Korrekturen für erforderl ich hält: 

MEHR ARBEITSPLÄTZE 
~MEHR FREIE ZEIT 

Vi!!P SiUNDErJ 
, DIE NEUE 

ÖGa ARBEITSZEIT ! 
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Der Österreichische Gewerkschaftsbund begrüßt die ausdrück­
I iche Aufnahme des Alters als vermittlungserschwerendes 
Kriterium. Allerdings ist es nicht verständl ich, warum das 
im letzten Entwurf und auch im geltenden Recht enthaltene 
Kriterium der vorzeitigen Auflösung eines Lehrverhältnisses 
en t fa I I en so I I . 

Mag dieser Umstand zahlenmäßig von geringerer Bedeutung 
sein - ein Förderungsbedarf kann im Einzelfall nicht ausge­
schlossen werden. 

Das Kriterium der vorzeitigen Auflösung des Lehrverhältnis­
ses sollte daher beibehalten werden. Entfallen könnte al len­
falls die einschränkende Bestimmung lIohne eigenes Verschul­
denll. 

~~_~!!ik~!_~~_l!_~~_~~~~~_!l!~~~~~l~ 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund begrüßt die Ausdeh­
nung der Verpfl ichtung zur Aufrechterhaltung des Beschäftig­
tenstandes auch auf einen mindestens die Förderdauer umfas­
senden Zeitraum nach der Kurzarbeit. 

Er weist darauf hin, daß die gewählte Formul ierung nicht 
ausreicht, um arbeitsmarktpol itisch nicht erwünschte Aus­
tauschkündigung bei Aufrechterhaltung des Beschäftigtenstan­
des zu verhindern. 

Die Ertei lung einer Bewi I I igung zur Absenkung des Beschäf­
tigtenstandes sollte seiner Auffassung nach nicht durch das 
Arbeitsamt al lein erfolgen, sondern von diesem im Einverneh­
men mit den Interessenvertretungen, die im konkreten Fal I 
die Kurzarbeitsvereinbarung abgeschlossen haben, beurtei It 
werden. 

~~_~!!l~~!_!_~~_~=~_l!_~~~_~~~l~ 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund begrüßt die Hinein­
nahme einer ausdrückl ichen Regelung für ältere Arbeitnehmer 
ins Frühwarnsystem, weist in diesem Zusammenhang darauf 
hin, daß seine Vorstel lungen weiter gehen- wie aus der 
Stellungnahme der Bundesarbeitskammer vom Herbst 1992, der 
er sich angeschlossen hat - hervorgeht. 

Der Österreichische Gewerkschaftsbund ist der Auffassung, 
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daß die vorgesehene Erweiterung des § 105, wonach eine 
Kündigung, die aufgrund des höheren Lebensalters eines 
Arbeitnehmers ausgesprochen wurde, weitreichender und genau­
er gefaßt werden sol I. Auch diesbezügl ich verweist er auf 
die Stellungnahme der Bundesarbeitskammer vom Herbst 1992. 

Die hiergewählte Formul ierung über die Erhöhung des Freibe­
trages um 200 % entspricht nicht der ursprüngl ichen Verein­
barung. Gemäß dieser Vereinbarung hat die in der 
subl it.b)-neu, zweiter Satz, enthaltene Anspruchsvorausset­
zung, wonach der Arbeitslose nach dem 55. Lebensjahr neuer­
I ich einen Anspruch auf Arbeitslosengeld in der Dauer von 
52 Wochen ausschöpfen muß, zu entfallen. 

Im übrigen weist der Österreichische Gewerkschaftsbund 
darauf hin, daß die im Entwurf vorgesehene Form der Ein­
schaltung des Vermittlungsausschusses vor al lern bei großen 
Arbeitsämtern zu beträchtl ichen verwaltungsmäßigen Proble­
men führen kann. Es wäre zweckmäßig, dem Vermittlungsaus­
schuß die Mögl ichkeit einzuräumen, aufgrund der Arbeits­
marktlage pauschal für ein Geschäftsjahr das Vorl iegen der 
arbeitsmarktl ichen Voraussetzungen für die Erhöhung der 
Freigrenzen zu beurtei len. 

Die Hauptursache für die schwere Vermittelbarkeit älterer 
Arbeitnehmer ist ja kein Einzelfallproblem, sondern allge­
mein begründet. Nur in speziellen, vom Ausschuß festzulegen­
den, Einzelfällen sollte der einzelne Antrag im Vermitt­
lungsausschuß behandelt werden. Durch diese verwaltungsöko­
nomische Vorgangsweise könnte viel Zeit für eine inhaltl i­
ehe Diskussion in den Ausschüssen gewonnen werden. 

In den Erläuternden Bemerkungen zu § 80 Abs.l vorletzter 
Satz und Abs.2 letzter Satz sol I klargestellt werden, daß 
mit dieser Formul ierung alle Fälle (auch § 46 Abs.3 Z.3, wo 
Anspruchsbeginn und Geltendmachung zumindest sprachl ich 
auseinanderfallen) eingefangen werden sollen, in denen ein 
Anspruch bis spätestens 30. Juni 1993 ( bzw. 31. Dezember 
1995) entstanden ist, geruht hat oder nur deshalb nicht 
entstanden ist, wei I er infolge des Ruhens erst nach dem 
30. Juni 1993 (bzw. 31. Dezember 1995) geltend gemacht 
wurde. Dies vor al lern, um Auslegungsschwierigkeiten zu 
vermeiden. 

Im Hinbl ick auf das Übergangsrecht des § 81 hält der Öster­
reichische Gewerkschaftsbund ausdrückl ich fest: Die hier 
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gewählte Übergangsfrist bis 1. Juli 1993 stellt für ihn 
eine wesentl iche Bedingung für die Zustimmung zu diesem 
Gesetz dar. Um Eingriffe in bestehende Ansprüche aus zu­
schI ieBen, muß die Verwirkl ichung des Übergangsrechtes in 
der vorgesehenen Form sichergestellt sein. 

Friedrich Verzetnitsch 
Präsident 

F.d. 

Mag.Herbert Tumpel 
Leitender Sekretär 
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